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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 15
Kategorie Kostenbeschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Ein späterer Bezug von Arbeitslosengeld II

ist nicht ausreichend für eine
Wiedereinsetzung – Für eine
Wiedereinsetzung kommen dieselben
Gründe wie für eine Nachsichtgewährung
in Frage.

Normenkette JVEG § 4

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AL 2/02.Ko
Datum 17.11.2005

3. Instanz

Datum -

Der Anspruch des Antragstellers auf EntschÃ¤digung fÃ¼r die anlÃ¤sslich seines
angeordneten persÃ¶nlichen Erscheinens zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am
07.04.2005 entstandenen Aufwendungen ist erloschen.

GrÃ¼nde:

I.

Am 07.04.2005 war der KlÃ¤ger und Antragsteller (As.) in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung seines Berufungsverfahrens L 10 AL 2/02 erschienen und hatte die
Berufung zurÃ¼ckgenommen; der erkennende Senat hatte sein persÃ¶nliches
Erscheinen zum Termin nachtrÃ¤glich angeordnet.

Am 07.09.2005 ging der EntschÃ¤digungsantrag des As. vom 05.09.2005 bei der
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https://dejure.org/gesetze/JVEG/4.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2010%20AL%202/02


 

Zweigstelle des Bayer. Landessozialgerichts in Schweinfurt ein. Das verwendete
EntschÃ¤digungsantrags-Formular enthÃ¤lt auf der ersten Seite rechts oben den
"Wichtigen Hinweis": "Der Antrag auf EntschÃ¤digung muss binnen einer Frist von
drei Monaten gestellt werden, weil der Anspruch sonst erlischt."

In einem dem EntschÃ¤digungsantrag beigefÃ¼gten Schreiben vom 05.09.2005
fÃ¼hrt der KlÃ¤ger aus, leider habe er den EntschÃ¤digungsantrag nicht frÃ¼her
gestellt; er sei der Meinung gewesen, er werde seinen Rechtsstreit wie auch einen
vorausgegangenen KÃ¼ndigungsschutzrechtsstreit gewinnen; deswegen hÃ¤tte er
auf die EntschÃ¤digung verzichtet; nun habe er erstmals verloren und mÃ¼sse in
die Berufung gehen; inzwischen sei er Arbeitslosengeld II-EmpfÃ¤nger geworden
und hÃ¤tte die EntschÃ¤digung sehr nÃ¶tig.

Mit Schreiben vom 16.09.2005 teilte der Kostenbeamte dem As. mit, sein
EntschÃ¤digungsanspruch sei nach Ablauf von drei Monaten erloschen und werde
dem zustÃ¤ndigen Kostensenat als Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand zur Entscheidung vorgelegt. Mit VerfÃ¼gung vom 20.09.2005 leitete er den
Antrag dem Kostensenat zu.

II.

Der Antrag auf richterliche Festsetzung der dem As. zu gewÃ¤hrenden
Entscheidung ist nach Â§ 4 Abs.1 JVEG zulÃ¤ssig. Er erweist sich jedoch als
unbegrÃ¼ndet, weil der EntschÃ¤digungsanspruch des As. (nach Â§ 191 SGG i.V.m.
Â§Â§ 1 Abs.1 Nr.3, Abs.2 Satz 1 und 2, 2 Abs.1 Satz 1 JVEG) erlischt, wenn er nicht
binnen drei Monaten bei der Stelle, die den Berechtigten herangezogen oder
beauftragt hat, geltend gemacht wird (Â§ 2 Abs.1 JVEG).

Gem. Â§ 2 Abs.1 Satz 2 Nr.2 JVEG beginnt die Frist im Falle der Vernehmung als
Zeuge/KlÃ¤ger mit Beendigung der Vernehmung oder Zuziehung. Im Falle des As.
war dies nach dem Schluss der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 07.04.2005.
Nachdem der EntschÃ¤digungsantrag, der den Hinweis auf diese Drei-Monats-Frist
enthielt, erst am 07.09.2005 beim Bayer. Landessozialgericht einging, ist er nach
Ablauf von nahezu fÃ¼nf Monaten verspÃ¤tet.

Dieser Mangel kann auch nicht durch die in Â§ 2 Abs.2 JVEG vorgesehene
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand geheilt werden. Abgesehen davon, dass der
As nicht darlegt, den Wiedereinsetzungsantrag innerhalb von zwei Wochen nach
Beseitigung des Hindernisses gestellt zu haben, konnte er im Ã�brigen nicht
darlegen, dass er ohne sein Verschulden an der Einhaltung der Drei-Monats-Frist
gehindert war (Â§ 2 Abs.2 Satz 1 JVEG). Jedenfalls sind seine Hoffnungen und
Erwartungen im Hinblick auf einen vorausgegangenen Arbeitsgerichtsprozess bzw.
der Umstand, dass er nunmehr Arbeitslosengeld II-Bezieher sei, nicht geeignet,
UmstÃ¤nde zu begrÃ¼nden, die ihn an der Fristeinhaltung gehindert hÃ¤tten.
Insgesamt liegen keine UmstÃ¤nde vor, die es dem As. unmÃ¶glich machten, einen
EntschÃ¤digungsantrag rechtzeitig zu stellen. Damit enfÃ¤llt auch die MÃ¶glichkeit
einer "NachsichtgewÃ¤hrung" (vgl. hierzu BSG vom 27.09.1983, Az.: 12 RK 7/82 =
SozR 5750 Art.2 Â§ 51a ArVNG Nr.55).
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Dieser Beschluss ist endgÃ¼ltig (Â§ 4 Abs.4 Satz 2 und 3 JVEG i.V.m. Â§ 177 SGG);
er ergeht gebÃ¼hrenfrei, Kosten werden nicht erstattet (Â§ 4 Abs.8 JVEG).

Erstellt am: 12.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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